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ZEITGESPRÄCH

Lohnpolitik im 
vereinten Deutschland

Angesichts der prekären arbeitsmarktpolitischen Situation in den fünf neuen Bundesländern 
wird immer wieder gefordert, daß sich die Tarifpolitik dort an der vergleichsweise niedrigen 

Produktivität bzw. am Produktivitätsfortschritt zu orientieren habe. Erscheint diese 
Forderung praktikabel? Welche Bedeutung ist einer Lohndifferenzierung zwischen alten 

und neuen Bundesländern aus ökonomischer Sicht gegenwärtig beizumessen ?

Hans-Hagen Härtel

Vorschnelle Vereinheitlichung der Tariflöhne birgt Gefahren

Erinnern wir uns an die wirt­
schaftspolitische Diskussion vor 

einem Jahr: Nachdem mit der Öff­
nung der innerdeutschen Grenzen 
nicht nur weitgehende Freizügigkeit 
des Waren- und Personenverkehrs 
hergestellt worden war, sondern 
auch die Mobilitätsbarrieren für die 
Arbeitskräfte gefallen waren, wurde 
von Politikern der Vorschlag einer 
deutsch-deutschen Währungsunion 
aufgegriffen. Mitte des Jahres wurde 
sie dann, zur Wirtschafts- und Sozi­
alunion erweitert, in Kraft gesetzt. 
Bekanntlich hat sich damals die 
Mehrheit der Ökonomen gegen die­
sen Plan ausgesprochen und statt 
dessen dafür plädiert, den Übergang 
von der Planwirtschaft zur Marktwirt­
schaft zunächst noch in zwei ge­
trennten Währungsgebieten zu voll­
ziehen.

Mit dieser Reminiszenz soll nicht 
die durch politische Entscheidung 
und durch die staatliche Einigung 
überholte Kontroverse über die Rich­
tigkeit der Währungsunion aufge­
wärmt werden. Vielmehr soll daran

erinnnert werden, daß das Grundpro­
blem, das damals für die ökonomi­
schen Bedenken Anlaß gegeben 
hatte, nicht gelöst wurde, sondern 
sich heute in noch größerer Schärfe 
als damals stellt.

Kontrovers war damals nicht, daß 
möglichst rasch die Wirtschafts­
union verwirklicht werden sollte, das 
heißt ein Wirtschaftsgebiet mit Frei­
zügigkeit für Güter, Kapital und Ar­
beitskräfte und mit möglichst einheit­
licher Rechts- und Wirtschaftsord­
nung. Die Gegner einer Währungs­
union wollten auch für die damalige 
DDR eine Währung, die so stabil und 
so konvertibel wie die westdeutsche 
ist, die aber nicht im Verhältnis 1:1, 
sondern in einem niedrigeren Ver­
hältnis zur D-Mark notieren sollte. 
Hätte sich bei der Einführung der 
D-Mark, wie von der Bundesbank zur 
Diskussion gestellt, ein Umtausch­
kurs von 2:1 für Bestände und lau­
fende Transaktionen durchsetzen 
lassen, dann wären die Bedenken 
gegen die Währungsunion weitge­
hend hinfällig gewesen.

Dabei galt die Hauptsorge nicht 
den Umtauschmodalitäten für Gut­
haben und Schulden, sondern dem 
Umstellungskurs für die Löhne. Die 
Entscheidung für die Währungs­
union mit einem Umstellungskurs 
von 1:1 wurde weniger von ökonomi­
schen Argumenten als von Gerech­
tigkeitsgefühlen diktiert. Sie ergab 
sich nicht aus der Logik der Wäh­
rungsunion, sondern aus der Idee 
der gleichzeitig angestrebten Sozial­
union. Im Kern verbargen sich also 
hinter den Argumenten gegen die 
Währungsunion Bedenken gegen 
die Sozialunion. Genauer gesagt 
war es die Sorge, daß in Ostdeutsch­
land die Löhne und die an die Lohn­
entwicklung gekoppelten Soziallei­
stungen rascher steigen würden als 
die von den Unternehmen erwirt­
schafteten Einkommen und Abgaben.

Der Vorwurf, die Währungsunion 
sei überstürzt eingeführt worden, 
meinte deshalb im Grunde auch, daß 
die westdeutschen Sozialstandards 
zu schnell auf das Gebiet der Ex- 
DDR übertragen worden seien. Nur
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in dieser Hinsicht kann man den Ver­
antwortlichen auch überhaupt „Ko­
sten“ der deutschen Einheit Vorhal­
ten. Von „Kosten“ einer Entwicklung 
läßt sich sinnvollerweise nur reden, 
wenn diese vermeidbar ist, wenn 
man also über eine günstigere Alter­
native verfügt. Es war nun allerdings 
realistischerweise nicht zu verhin­
dern und für den Strukturwandel so­
gar notwendig, daß nach dem radika­
len Wechsel des politischen und 
wirtschaftlichen Systems vormals 
verdeckte Unterbeschäftigung offen 
als Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit 
ausgewiesen wurde. Und nach der 
schlagartigen Beseitigung der admi­
nistrativen Importbarrieren hätten 
große Teile der ostdeutschen Wirt­
schaft selbst bei noch größeren 
Preiszugeständnissen nicht gegen­
über dem Angebot aus dem Westen 
bestehen können, das nicht nur in 
der Breite und Qualität überlegen, 
sondern auch rasch verfügbar war. 
Insoweit war es unvermeidbar, daß 
der Staat Leistungen für Arbeitslose 
und Kurzarbeiter aufzubringen und 
Einnahmenausfälle hinzunehmen 
hatte. Zu entscheiden war hier nur, 
ob die finanziellen Lasten der Ar­
beitslosigkeit von der ostdeutschen 
oder von der gesamtdeutschen Soli- 
dargemeinschaft getragen werden 
sollten.

Unvermeidbare
Arbeitslosigkeit?

Es bleibt allerdings zu fragen, ob 
die eingetretene und absehbare Ar­
beitslosigkeit auch in ihrem vollem 
Ausmaß unvermeidbar war und ob 
insbesondere die Bedingungen so 
gesetzt sind, daß sie auf lange Frist 
wieder Beschäftigung für die Ar­
beitslosen und Kurzarbeiter verspre­
chen. Daß hierfür die Löhne ein maß­
gebender Faktor sind, ergibt sich 
nicht nur aus der Wirtschaftstheorie, 
sondern lehrt auch die Praxis. Es gab 
im alten Bundesgebiet zwei lange 
Phasen mit kräftiger Beschäfti­

8

gungsexpansion, nämlich die fünf­
ziger Jahre mit der Schaffung von 
5 Mill. zusätzlicher Arbeitsplätze und 
die Jahre nach 1983, als die Anzahl 
der Beschäftigten um 2 Mill. zu­
nahm.

In beiden Phasen sorgte die Lohn­
politik dafür, daß der Reallohnan­
stieg dem Produktivitätsfortschritt 
stets etwas hinterherhinkte. Dies 
geschah indessen nicht nach einer 
am Verhandlungstisch oder in einem 
Sozialpakt verabredeten Lohnfor­
mel. Über den voraussichtlichen Pro­
duktivitätsfortschritt machte man 
sich insbesondere in den fünfziger 
Jahren wenig Gedanken. Der 
Schlüssel für die beschäftigungsför­
dernde Lohnpolitik war vielmehr das 
Bemühen, die Wettbewerbsfähigkeit 
der Arbeitsplätze zu sichern.

Der Versuch, über die Abschät­
zung des mutmaßlichen Produktivi­
tätsfortschritt den Spielraum für 
Lohnerhöhungen zu ermitteln, ist oh­
nedies für die längerfristige Perspek­
tive wenig sinnvoll, weil Lohnent­
wicklung und Produktivitätsent­
wicklung auf Dauer nicht voneinan­
der unabhängig sind. Es ist möglich, 
nahezu jedes Lohnniveau und jede 
Lohnstruktur auf den Arbeitsmärkten 
durchzusetzen, nur werden die Un­
ternehmen dann nicht für alle Ar-
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beitsuchenden und nicht für alle Ar­
beitnehmergruppen Arbeitsplätze 
anbieten können. Bei welcher Kom­
bination von Lohn- und Produktivi­
tätsniveau ausreichend viele Ar­
beitsplätze rentabel sind, läßt sich 
nicht a priori bestimmen.

Es kommt auch nicht nur darauf 
an, das vollbeschäftigungskonforme 
Lohnniveau herauszufinden, es muß 
sich auch die den Knappheitsver­
hältnissen entsprechende Lohn­
struktur nach Qualifikationen und 
Berufen einstellen. Die dazu pas­
sende Produktivitätsstruktur läßt 
sich jedoch noch schwerer abschät­
zen, weil hierfür nicht allein die men­
genmäßige Effektivität der Arbeits­
kräfte maßgebend ist, sondern es 
auch auf die mit den Produkten er­
zielbaren Preise ankommt. Die mit 
Vollbeschäftigung kompatible Ent­
wicklung von Lohnniveau und Lohn­
struktur kann deshalb nur mit Sicht 
auf die wirtschaftliche Entwicklung, 
insbesondere auf die Entwicklung 
von Niveau und Struktur der Arbeits­
losigkeit herausgefunden werden.

Bei der Diskussion um die Einfüh­
rung der Währungsunion wurde den 
Skeptikern vorgehalten, daß eine 
Umstellung der Löhne im Verhältnis 
1:1 deshalb unbedenklich sei, weil 
auch dann noch das ostdeutsche 
Lohnniveau nur ein Drittel des west­
deutschen betrage, während die ost­
deutsche Wirtschaft die Hälfte der 
westdeutschen Produktivität erwirt­
schafte. Bei dieser Argumentation 
wurde jedoch übersehen, daß die für 
die ehemalige DDR errechnete Pro­
duktivität nach der Öffnung der 
Grenze eine reine Fiktion war, da die 
Produktion zu den Preisen, die der 
Rechnung zugrunde lagen, gegen­
über dem westlichen Angebot nicht 
konkurrenzfähig war.

Ausgebliebene
Produktivitätszuwächse

Es spricht indessen einiges dafür, 
daß wegen der beträchtlichen quali­

Wl RTSCHAFTSDIENST 1991/1



ZEITGESPRÄCH

tativen Unterlegenheit des ostdeut­
schen Güterangebots die Freiset­
zung von Arbeitskräften sowie die 
absatzbedingte Unterbeschäftigung 
in den ersten Monaten nach der Ein­
führung der Währungsunion nicht 
wesentlich niedriger ausgefallen 
wäre, wenn die ostdeutschen Be­
triebe von der Kostenseite her wett­
bewerbsfähiger gewesen wären. 
Darauf wiesen auch die Befürworter 
einer Umstellung im Verhältnis 1:1 
hin. Für die weitere Entwicklung 
schien dieses Lohnniveau ebenfalls 
unbedenklich, weil durch die Freiset­
zung von unproduktiven Arbeitskräf­
ten und durch die Beseitigung von 
Lieferengpässen schon kurzfristig 
kräftige Produktivitätssteigerungen 
ins Haus zu stehen schienen. Auf 
mittlere Sicht erwartete man, daß 
durch massiven Transfer von westli­
chem Kapital und Know how die Pro­
duktionsanlagen erneuert und das 
Produktsortiment verbessert wür­
den, so daß die ostdeutschen Unter­
nehmen sowohl durch weitere Pro­
duktivitätszuwächse als auch durch 
günstigere Absatzpreise in die Lage 
versetzt würden, den Lohnrückstand 
ihrer Arbeitnehmer gegenüber ihren 
westdeutschen Kollegen aufzuho­
len.

Die optimistischen Erwartungen 
sind von zwei Seiten her enttäuscht 
worden. Zum einen ist der erwartete 
Produktivitätsschub bislang ausge­
blieben, da die Reduktion des Be­
schäftigungsvolumens durch die Ab­
satzeinbußen kompensiert worden 
ist. Zum anderen sind die Verdienste 
gleich nach der Umstellung beträcht­
lich angehoben worden. Für das Jahr 
1991 wird nach den vorliegenden 
Prognosen die Produktivität zwar 
kräftig steigen, doch wird die Zu­
nahme der Verdienste noch darüber 
hinausgehen. Nach den Schätzun­
gen der Wirtschaftsforschungs­
institute in der Gemeinschaftsdia­
gnose dürften die Löhne im Verhält­
nis zur gesamtwirtschaftlichen Wert­

schöpfung im Jahre 1990 das Vor­
jahresergebnis um ein Fünftel und im 
Jahre 1991 nochmals um ein Zehntel 
übertreffen.

Vereinheitlichung der 
Tarifverträge

Inzwischen haben sich die lohn­
politischen Vorstellungen weitge­
hend von der aktuellen oder voraus­
sichtlichen Entwicklung von Produk­
tivität und Arbeitslosigkeit abgekop­
pelt. Statt dessen wird für das staat­
lich und wirtschaftlich geeinte 
Deutschland auch die Vereinheitli­
chung der Tarifverträge in Angriff ge­
nommen. Dabei sollen die in den 
westlichen Bundesländern gültigen 
Bestimmungen hinsichtlich der 
Lohnstruktur, der Arbeitszeit, des Ur­
laubs und des Kündigungsschutzes 
offenbar möglichst umgehend über­
nommen werden, während das west­
deutsche Tariflohnniveau schritt­
weise, aber in sehr großen Schritten 
erreicht werden soll. Die Gewerk­
schaft Handel, Banken und Versi­
cherungen strebt die Tarifunion be­
reits in zwei Jahren an, andere Ge­
werkschaften haben einen etwas 
längeren Anpassungszeitraum im 
Visier.

Daß die Tarifunion als Teil der So­
zialunion unabhängig von der wirt­
schaftlichen Entwicklung und im Vor­
griff auf die erwarteten Produktivi­
tätssteigerungen verwirklicht würde, 
hatten sich selbst die Befürworter ei­
ner Umstellung der Löhne im Ver­
hältnis 1:1 nicht vorgestellt. Für sie 
war ja gerade der statistische Be­
fund, daß das Lohnniveau dem Pro­
duktivitätsniveau hinterherhinke und 
im weiteren Verlauf nur im Einklang 
und als Ergebnis von Produktivitäts­
steigerungen angehoben werden 
sollte, die Basis ihrer Argumentation. 
Die Lohnerhöhungswelle nach dem 
1. Juli 1990 war mit der erwarteten 
Verteuerung der Lebenshaltung als 
Folge des Abbaus von Subventionen

für Nahrungsmittel, Wohnungsnut­
zung, Energie sowie Post- und Ver­
kehrstarife begründet worden. Daß 
anschließend die Gewerkschaften 
offensichtlich der Verwirklichung der 
Tarifunion den Vorrang gegenüber 
den Beschäftigungswirkungen ga­
ben, hängt nicht zuletzt damit zu­
sammen, daß sie -  wie alle Organi­
sationen -  unter dem Druck stehen, 
im Interesse des Zusammenhaltes 
für alle ihre Mitglieder die gleichen 
Bedingungen auszuhandeln.

Es ist allerdings nicht nur dem 
Drängen der ostdeutschen Arbeit­
nehmer und den organisationspoliti­
schen Interessen der Gewerkschaf­
ten zuzuschreiben, daß die Lohn­
entwicklung in Ostdeutschland vol­
lends den Kontakt mit den am Markt 
erzielbaren Einkommen zu verlieren 
droht. In einer Marktwirtschaft mit 
Tarifautonomie ist es auch Aufgabe 
der Arbeitgeber, Einkommensan­
sprüche abzuwehren, die ihre Unter­
nehmen nicht erwirtschaften kön­
nen. Die Kapitalseite war jedoch in 
Ostdeutschland bislang nicht funkti­
onsfähig. Nicht zuletzt die Hoffnung, 
daß der Fiskus als Kapitaleigner 
oder als Subventionsgeber Verluste 
ausgleichen werde, war geeigent, 
den notwendigen Widerstandswillen 
der Arbeitgeber zu lähmen.

Gefahr verlängerter Werkbänke

Die Folgen der vorschnellen Ver­
einheitlichung der Tariflöhne und der 
sonstigen tariflichen Arbeitsbedin­
gungen sind leicht auszumalen: Pro­
duktionsstätten, die auf kurze Sicht 
bei niedrigen Löhnen noch ihre lau­
fenden Kosten hereinholen könnten, 
werden vorzeitig stillgelegt. Bei ho­
hen Löhnen werden zahlreiche 
Chancen für Betriebssanierungen 
vergeben und Möglichkeiten zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze nicht 
wahrgenommen. Kooperationsbe­
reite westdeutsche Firmen, die wo­
möglich unter dem Druck stehen, die
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ost- und westdeutschen Belegschaf­
ten gleich zu entlohnen, werden sich 
weitgehend auf die Errichtung von 
kapitalintensiven Produktionsstätten 
beschränken, die zu den westdeut­
schen Zentralen komplementär 
sind („verlängerte Werkbänke“). 
Kurzum: Die ostdeutschen Bundes­
länder werden nicht zu den „aufblü­
henden Provinzen“ , sondern zum 
deutschen „Mezzogiorno“ .

Um der Arbeitslosigkeit zu entge­
hen, werden viele Arbeitnehmer in 
den westlichen Bundesländern Ar­
beit und Wohnung suchen. Vielfach 
wird indessen die Gefahr einer pas­
siven Sanierung durch Abwande­
rung von jungen, qualifizierten und 
mobilen Arbeitskräften als Argument 
für eine rasche Überwindung des 
Einkommensrückstandes verwen­
det. Damit wird jedoch der wahre 
Sachverhalt auf den Kopf gestellt. 
Denn erstens gilt dieses Argument 
nicht für jene Arbeitskräfte, die bei 
niedrigen Löhnen im Osten beschäf­
tigt wären und dort die hohen Löhne 
des Westens auf längere Sicht errei­
chen würden. Zweitens ist es ge­
samtwirtschaftlich im Prinzip keines­
wegs schädlich, sondern hilfreich, 
wenn mobile Produktionsfaktoren 
versuchen, Einkommensdifferenzen 
für sich auszunutzen, und an den Ort 
der höchsten Produktivität wandern.

Allerdings gibt es auch ein ge­
samtstaatliches und ein regional poli­
tisches Interesse, daß zurückgeblie­
bene Landesteile für mobile Produk­

tionsfaktoren attraktiv sind, weil 
diese zur Aufholung des Rückstan­
des gebraucht werden. Sollen mobile 
Arbeitskräfte zum Bleiben bewegt 
oder von außen angezogen werden, 
müssen sie entsprechende Einkom­
menschancen vor Ort geboten be­
kommen. Es wäre jedoch kontrapro­
duktiv, diese Einkommen auch den 
immobilen Produktionsfaktoren zu 
gewähren. Bei unterschiedlicher Mo­
bilität ist vielmehr nicht nur eine 
Lohndifferenzierung nach Berufen 
oder Qualifikationen, sondern auch 
nach der Bereitschaft und Fähigkeit 
zur Mobilität erforderlich.

Aufgaben der Tarif­
vertragsparteien

Wären die „schwachen“ Regionen 
auf sich gestellt, dann müßten die 
„Bleibeprämien“ für die mobilen Ar­
beitskräfte von den immobilen getra­
gen werden. Die Zugehörigkeit zu ei­
nem Gesamtstaat gibt dagegen die­
sen Regionen einen Anspruch auf ei­
nen Ressourcentransfer von den 
„starken“ Regionen. Es wäre des­
halb wenig sinnvoll, diese Mittel zur 
Zahlung von allgemeinen Lohnsub­
ventionen einzusetzen. Noch besser 
wäre es, sie im Wege des Finanzaus­
gleichs zur Verbesserung der Finanz- 
ausstattung der ostdeutschen Län­
der und Gemeinden zu verwenden, 
die damit in die Lage versetzt wür­
den, ihre Standortqualität zu heben.

Für die notwendige Einkommens­
differenzierung muß vor allem die

Lohnpolitik sorgen. Aufgabe der Ta­
rifvertragsparteien ist es, das Tarif­
lohnniveau nur im Einklang mit der 
Beschäftigungslage zu erhöhen und 
auch den Rahmen für eine Lohndiffe­
renzierung nach Berufen und Qualifi­
kationen zu vereinbaren. Dies ver­
schafft dann den Betrieben den 
Spielraum für eine weitergehende 
Differenzierung entsprechend den 
Knappheiten der Arbeitnehmergrup­
pen. Der Sorge, daß mit einer vor­
sichtigen Tarifpolitik in florierenden 
Unternehmen hohe Gewinne entste­
hen, kann durch eine betriebliche 
Gewinnbeteiligung begegnet werden.

Die Vereinigung hat auch für die 
Tarifpolitik in den alten Bundeslän­
dern Konsequenzen. Die wichtigste 
ist, daß die Bedingungen für eine 
Fortsetzung einer spannungsfreien 
Expansion der Nachfrage gewahrt 
bleiben. Würde die Lohnpolitik den 
Konflikt mit der Geldpolitik riskieren, 
dann wäre die dann zwangsläufige 
Konjunkturdämpfung nicht nur für 
das alte, sondern auch für das neue 
Bundesgebiet fatal. Die Tarifver­
tragsparteien haben sich auch dar­
auf einzustellen, daß bei anhaltender 
Zuwanderung von Arbeitskräften frü­
her oder später das westdeutsche 
Lohnniveau unter Druck geraten 
wird. Nicht zuletzt haben sie auch im 
Auge zu behalten, daß durch weitge­
hende Forderungen und Zugeständ­
nisse im Westen die Spannungen 
zum Osten Deutschlands vergrößert 
werden.
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Peter Kalmbach

Die Produktivität ist kein geeigneter Maßstab für die 
Lohnentwicklung

Schon mit der Wirtschafts- und 
Währungsunion und verstärkt 

nun mit dem Beitritt der Länder der 
ehemaligen DDR zur Bundesrepu­
blik ist eine Diskussion darüber ent­
brannt, welches Lohnniveau und wel­
che Lohnentwicklung sich ange­
sichts der unübersehbaren Unter­
schiede zwischen den alten und den 
neuen Bundesländern für letztere als 
angemessen erweisen. Für eine 
schnelle Angleichung wird insbeson­
dere das Argument vorgebracht, daß 
andernfalls für die besonders mobi­
len-und das könnte gleichzeitig hei­
ßen: für die überdurchschnittlich 
qualifizierten -  Arbeitskräfte ein ho­
her Anreiz besteht, das Gebiet der 
ehemaligen DDR zu verlassen, wo­
durch sich die prekäre wirtschaftli­
che Situation dort weiter verschlech­
tern müßte. Gegen eine schnelle An­
gleichung der Löhne in den neuen 
Bundesländern an das Niveau in den 
alten Bundesländern und damit für 
eine langsame und erst in einem län­
geren Zeitraum stattfindende Anpas­
sung wird vor allem das Argument 
ins Feld geführt, daß zunächst nur 
eine deutliche Differenz bei den Löh­
nen hinreichende Investitionsan­
reize bietet, um Investoren in die 
neuen Bundesländer locken zu kön­
nen, da sie dort z.B. bezüglich der In­
frastruktur, ungeklärter Rechtsver­
hältnisse, einer schwerfälligen Büro­
kratie und anderer belastender Fak­
toren sonst nur Verhältnisse vorfän­
den, die eher abschrecken. Hohe pri­
vate Investitionen, so das Argument 
weitet; sind aber eine conditio sine 
qua non, um Massenarbeitslosigkeit 
zu vermeiden.

In der Diskussion taucht insbe­
sondere immer wieder das Argument 
auf, daß angesichts der beträchtli­
chen Produktivitätsunterschiede 
eine Differenz in den Lohnniveaus 
ökonomisch unvermeidlich sei und 
daß sich die Löhne in den neuen 
Bundesländern nur im Ausmaß der 
Produktivitätserhöhung erhöhen 
können. Tatsächlich handelt es sich 
dabei um zwei Hypothesen, die man 
auseinanderhalten sollte. Die erste 
besagt, daß zwischen Produktivi- 
täts- und Lohnniveau eine notwen­
dige Beziehung besteht in der 
Weise, daß sich das Lohnniveau 
letztlich am Produktivitätsniveau zu 
orientieren habe. Die zweite bezieht 
sich dagegen auf Produktivitäts- und 
Lohnentwicklung. Die Vorstellung, 
daß sich die Lohnentwicklung an der 
Produktivitätsentwicklung zu orien­
tieren habe -  bzw. in stärkerer For­
mulierung: daß erstere im Ausmaß 
von letzterer erfolgen muß - ,  könnte 
sich prinzipiell auch dann als ver­
nünftig erweisen, wenn ein Zusam­
menhang zwischen den Niveaus 
nicht existiert.

Produktivitätsniveau 
und Lohnniveau

Wenden wir uns zunächst der 
Frage zu, wie es um den Zusammen­
hang von Produktivitäts- und Lohnni­
veau steht. Bei dem Produktivitäts- 
begriff handelt es sich, wie im Hand­
wörterbuch der Sozialwissenschaf­
ten formuliert wird, um eine „Katego­
rie der realen Sphäre“ ; zueinander in 
Beziehung gesetzt werden Produkti­
onsergebnis und Produktionsauf­
wendungen, wobei letztere entweder

verschiedene, aufgrund bestimmter 
theoretischer Vorstellungen zu ge­
wichtende Aufwendungen umfassen 
können (sogenannte Totalproduktivi­
tät), oder aber das Ergebnis wird auf 
nur eine Aufwandsart bezogen (so­
genannte Teil- oder Partialprodukti­
vität). Die weitaus größte Bedeutung 
unter den vielen möglichen Partial­
produktivitäten hat die Arbeitspro­
duktivität, wobei entweder die effek­
tiv geleisteten Arbeitsstunden oder 
die Zahl der Erwerbstätigen die Be­
zugsgröße abgibt.

Mißt man nun, wie das für eine 
„Kategorie der realen Sphäre“ wün­
schenswert erscheint, das Produkti­
onsergebnis in physischen Einhei­
ten, so ist unvermeidlich, daß die 
Produktivitätsziffern, die man für ver­
schiedene Outputs ermittelt, von ver­
schiedener Dimension und nicht mit­
einander vergleichbar sind: Ob x 
Paar Schuhe pro Arbeitsstunde ge­
genüber y Tonnen Steinkohle pro Ar­
beitsstunde als hohe oder niedrige 
Produktivität einzustufen ist, muß als 
ganz unsinnige oder jedenfalls als 
nicht entscheidbare Frage bezeich­
net werden. Solche Produktivitätszif­
fern mit dem Lohnsatz in Verbindung 
zu bringen, ist dann genauso unsin­
nig: Die verschieden dimensionier­
ten und untereinander nicht ver­
gleichbaren Produktivitätskennzif­
fern werden dann jeweils mit einer 
Größe verglichen, die wiederum eine 
andere Dimension aufweist: DM pro 
Stunde im Fall des Stundenlohnsat­
zes. Wenn aber vollkommen offen 
bleibt, ob Schuhe mit höherer Pro­
duktivitätais Steinkohle erzeugt wer­
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den, verbietet sich jeder Schluß von 
solchen Produktivitätsziffern auf ein 
„angemessenes“ Lohnniveau.

Bleiben wir zunächst bei Produkti­
vitätskennzahlen, die auf einem phy­
sischen Outputmaß aufbauen, so 
dürfte klar geworden sein, daß damit 
Produktivitätsvergleiche nur möglich 
sind, wo physisch identische Outputs 
vorliegen. Dafür gibt es nicht gerade 
eine Fülle von Beispielen. Man kann 
zwar Trabis und die Produkte von 
BMW unter den Begriff Pkw subsu­
mieren und eine Produktivitätskenn­
ziffer „Pkw pro Arbeitsstunde“ kon­
struieren. Angesichts der Heteroge­
nität des Produkts „Pkw“ ist ein sol­
ches Maß aber wenig sinnvoll. Dazu 
kommt, daß der Vorleistungsanteil 
bei den beiden Produkten sehr unter­
schiedlich sein kann und schon des­
halb die so ausgewiesenen Produkti­
vitätskennzahlen keinen Aufschluß 
über die Effizienz bei der Herstellung 
des einen oder anderen Produkts 
vermitteln.

Wir lassen die dadurch gegebe­
nen Schwierigkeiten einmal außer 
acht und unterstellen ein homogenes 
Produkt in Ost und West, das in Be­
trieben mit identischen Vorleistungs­
anteilen erzeugt wird. Ist wenigstens 
für diesen raren Fall die Empfehlung 
sinnvoll, daß die Lohnsatzdifferen­
zen den Unterschieden in der Ar­
beitsproduktivität entsprechen soll­
ten?

Geht man, wie es einem einheitli­
chen Wirtschaftsgebiet ja entspricht, 
von zwei Betrieben aus, die für ein 
identisches Produkt den gleichen 
Preis erzielen, läuft die Forderung 
nach einem dem prozentualen Pro­
duktivitätsabstand entsprechenden 
Abstand der Lohnsätze darauf hin­
aus, eine identische Lohnquote für 
den (so sei vorausgesetzt) produkti­
veren Betrieb im Westen und den 
weniger produktiven im Osten zu for­
dern: Der Unterschied im Produktivi­
tätsniveau soll genau durch einen

entsprechenden Unterschied im Ni­
veau der Lohnsätze ausgeglichen 
werden und damit beiden Betrieben 
zur gleichen Lohnquote verhelfen.

Volkswirtschaftliche
Betrachtung

Wie ist ein solcher Vorschlag un­
ter volkswirtschaftlichen Gesichts­
punkten zu beurteilen? Gemindert 
würde damit zwar die Lohnkostenbe­
lastung des produktivitätsschwa­
chen Betriebs, gleichzeitig aber auch 
weitgehend verhindert, daß dieser 
die zu einer Produktivitätssteigerung 
erforderlichen Maßnahmen ergreift: 
Würde man streng der Regel folgen, 
daß dem Produktivitätsabstand eine 
prozentual gleich große Lohndiffe­
renz entsprechen soll, so würde je­
der erfolgreiche Versuch zum Abbau 
der Produktivitätsdifferenz ja mit ent­
sprechenden Anpassungen des 
Lohnsatzes „bestraft“ . Umgekehrt 
erhielte jeder produktivitätsschwa­
che Betrieb eine „Belohnung“ , indem 
er nur niedrige Löhne zu bezahlen 
hat. Beurteilt man diese Form der 
Lohndifferenzierung unter dem Kri­
terium der damit verbundenen „in- 
centives“ zur Prdouktivitätserhö- 
hung, wird man ihr somit keine gute 
Zensur erteilen können.

Das bisher unterstellte physische 
Outputmaß steht normalerweise je­
doch nicht zur Verfügung, ein ande­
res Produktivitätsmaß ist deshalb 
notwendig. Als Zähler findet dabei 
üblicherweise die Bruttowertschöp­
fung in konstanten Preisen Verwen­
dung. Obwohl die Dimension dieser 
Größe DM pro Zeiteinheit ist, wird sie 
teilweise als Surrogat für eine physi­
sche Outputziffer behandelt. Da 
diese Größe nun aber im Gegensatz 
zu den verschieden dimensionierten 
physischen Outputs für alle Bereiche 
die gleiche Dimension aufweist, 
scheint sich eine Möglichkeit des 
Produktivitätsniveauvergleichs für 
ganz unterschiedliche Bereiche zu 
eröffnen: Die Forderung, daß die

Lohnniveauunterschiede den Pro­
duktivitätsniveauunterschieden ent­
sprechen sollten, scheitert nun je­
denfalls nicht mehr bereits an den Di­
mensionsunterschieden der Produk­
tivitätskennzahlen.

Die Dimensionsgleichheit der so 
erzeugten Produktivitätsziffern be­
deutet aber nicht, daß die dabei auf­
tretenden Niveauunterschiede wirk­
lich auch als Indikatoren für die un­
terschiedliche Effizienz verwendet 
werden können. Sie spiegeln zu­
nächst einmal die zum Teil höchst 
fragwürdigen Konventionen wider, 
die bei der Ermittlung der Bruttowert- 
schöfpung in laufenden Preisen zur 
Anwendung kommen. Einen Ein­
druck davon vermitteln insbeson­
dere die Grundsätze, die bei der Er­
mittlung der Bruttowertschöpfung 
verschiedener Dienstleistungsberei­
che, wie etwa beim Kreditgewerbe 
und bei den Versicherungen, zur An­
wendung kommen. Zum anderen ist 
die angewendete Deflationierungs­
methode zur Ermittlung einer Brutto­
wertschöpfung in konstanten Prei­
sen höchst umstritten: Zugrunde 
liegt die sogenannte Doppeldeflatio­
nierungsmethode, die man besser 
als die Methode der getrennten De­
flationierung bezeichnen sollte, da 
sie darin besteht, den Bruttoproduk­
tionswert eines Wirtschaftsbereichs 
einerseits, dessen verschiedene Vor­
leistungen andererseits jeweils mit 
speziellen Preisindizes zu deflatio- 
nieren und die so ermittelte Differenz 
als Bruttowertschöpfung in konstan­
ten Preisen zu bezeichnen. Kritiker 
haben unseres Erachtens zu Recht 
darauf verwiesen, daß diese Me­
thode auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene ein „irreales Sozialprodukt zu 
konstanten Preisen“ ergibt, und eher 
noch verstärkt gilt diese „Irrealität“ 
für die solchermaßen ermittelten 
sektoralen „Bruttowertschöpfungen 
zu konstanten Preisen“ und die dar­
auf aufbauenden Produktivitäts­
kennziffern.
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Aus den nach den gängigen Me­
thoden ermittelten Produktivitätsni­
veaus auf angemessene Lohnni­
veaus zu schließen, ist damit bereits 
für eine einzelne Ökonomie ein ganz 
und gar untauglicher Versuch1. Er 
wird noch fragwürdiger, wenn er auf 
Wirtschaften mit einer vollkommen 
verschiedenen Preisstruktur ange­
wendet wird. Da zur Ermittlung der 
Bruttowertschöpfung (ob in laufen­
den oder konstanten Preisen) immer 
eine bestimmte Preisstruktur vor­
ausgesetzt werden muß, ist die er­
mittelte Bruttowertschöpfung -  und 
damit die mit ihrer Hilfe ermittelte Ar­
beitsproduktivität -  immer auch von 
dieser Preisstruktur abhängig. Legt 
man, soweit das angesichts zum Teil 
nicht vergleichbarer Güter überhaupt 
möglich ist, die Preisstruktur der 
Bundesrepublik zugrunde, wird das 
in aller Regel einen anderen Produk­
tivitätsabstand ergeben als bei Zu­
grundelegung der Preisstruktur der 
ehemaligen DDR. Schon aus diesem 
Grund ist der „wahre“ Produktivitäts­
abstand eine dubiose Größe. Er­
schwerend kommt natürlich das Pro­
blem der Vergleichbarkeit der Güter 
dazu: In welchem Umfang sind 
Preisdifferenzen etwa Ausdruck von 
Produkt- und Qualitätsunterschie­
den, d.h., auf welche Einheiten sol­
len die unterschiedlichen Preise ei­
gentlich bezogen werden? Ange­
sichts dieser Schwierigkeiten wird

1 Schon die Größenordnungen legen diese 
Aussage nahe. In der Strukturberichterstat­
tung 1987 sind vom DIW unter Verwendung 
der Bruttowertschöpfung zu Preisen von 1980 
Stundenproduktivitäten für die verschiedenen 
Wirtschaftsbereiche (ohne Wohnungsvermitt­
lung, für die man aufgrund der Erfassungsbe­
sonderheiten unsinnig hohe Produktivitäten 
erhielte) ermittelt worden. 1986 wiesen die 
beiden Spitzenreiter Mineralölverarbeitung 
und Tabakverarbeitung danach Werte von 
474 DM und 415,30 DM auf. Am unteren Ende 
stehen Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
mit 12,80 DM, sowie Gastgewerbe, Heime mit 
DM 13 DM. Die Empfehlung entsprechend 
großer Lohnunterschiede für die Beschäftig­
ten dieser Bereiche erscheint einigermaßen 
grotesk. Siehe DIW: Exportgetriebener Struk­
turwandel bei schwachem Wachstum. Ana­
lyse der strukurellen Entwicklung der deut­
schen Wirtschaft -  Strukturberichterstattung 
1987, Beiträge zur Strukturforschung, Heft 
103, Berlin 1988, S. 243.

die Ermittlung von Produktivitätsdif­
ferenzen häufig zu einem Akt reiner 
Spekulation. Wer darauf Empfehlun­
gen für Lohndifferenzen aufzubauen 
versucht, kann sich auf Erkenntnisse 
der Wirtschaftswissenschaft jeden­
falls nicht berufen.

Wir kommen damit zu dem Zwi­
schenergebnis, daß Unterschiede 
der gemessenen Produktivitätsni­
veaus, ob nun zwischen verschiede­
nen Wirtschaftsbereichen ein und 
derselben Ökonomie oder aber im 
Vergleich von vergleichbaren Wirt­
schaftsbereichen verschiedener 
Ökonomien keine Aussagen liefern 
können, die für Empfehlungen über 
die jeweils angemessenen Lohnni­
veaus verwertbar gemacht werden 
könnten.

Produktivitätsanstieg
und Lohnentwicklung

Während schon aufgrund der an­
gewandten Meßkonzepte eine 
Orientierung des Lohnniveaus am 
Produktivitätsniveau nicht realisier­
bar (und darüber hinaus auch ökono­
misch nicht wünschbar) erscheint, 
stehen solche Bedenken einer Lohn­
politik nicht entgegen, die den An­
stieg der Lohnsätze am Produktivi­
tätsanstieg ausrichten möchte. Um 
die Implikationen einer solchen lohn­
politischen Empfehlung untersuchen 
zu können, muß freilich zunächst 
präzisiert werden, was gemeint ist: 
Soll der betriebliche, der branchen­
mäßige oder der volkswirtschaftliche 
-bzw. im Fall der neuen Bundeslän­
der der sich für diese durchschnitt­
lich ergebende -  Produktivitätsfort­
schritt als Orientierungsgröße die­
nen?

Nehmen wir grob vereinfachend 
an, daß von den Betrieben in einer 
Branche weitgehend identische Pro­
duktivitätssteigerungen realisiert 
werden, so können wir auf eine Un­
terscheidung zwischen betriebli­
chem und branchenmäßigem Pro­

duktivitätsanstieg verzichten. Wäre 
es wünschenswert, diesen Anstieg 
zum Kriterium für die angemessenen 
Lohnsteigerungsraten zu machen?

Würde eine solche Regel ange­
wendet und ließe sie sich durchset­
zen, träte angesichts der großen Un­
terschiede in der Produktivitätsent­
wicklung, die wir in der Vergangen­
heit in verschiedenen Branchen be­
obachten konnten2 und auch zukünf­
tig erwarten müssen, eine höchst un­
terschiedliche branchenmäßige 
Lohnentwicklung ein. Sie hätte 
nichts zu tun mit den unterschiedli­
chen Qualifikationen der Beschäftig­
ten, sondern ergäbe sich ausschließ­
lich aus der Branchenzugehörigkeit. 
Man könnte zunächst geneigt sein, 
einer solchen Entwicklung durchaus 
positive Aspekte abzugewinnen, 
denn immerhin scheint damit ja ein 
starker Anreiz gegeben, daß die Be­
schäftigten in die Sektoren mit be­
sonders ausgeprägten Produktivi­
tätssteigerungen zu wechseln versu­
chen.

Zweifelhafte Wünschbarkeit

Die Wünschbarkeit einer solchen 
Entwicklung erscheint allerdings 
zweifelhaft, wenn man an Sektoren 
denkt, die zwar nur einen geringen 
Produktivitätsfortschritt realisieren 
können, aber dennoch weit höhere 
Lohnerhöhungen ohne Gewinnein­
bußen verkraften könnten, weil es ih­
nen möglich ist, ohne nennenswerte 
Absatzeinbußen ihre Preise zu erhö­
hen. Als Beispiel mögen die Friseure 
dienen. Die Möglichkeiten der Pro­
duktivitätssteigerung sind in diesem 
Gewerbe begrenzt; eine strenge und 
bindende Orientierung der Lohner­
höhungen am Produktivitätsfort­
schritt der Branche müßte unweiger­
lich dazu führen, daß bald kaum

2 Zwischen 1980 und 1986 nahm die Stun­
denproduktivität jahresdurchschnittlich bei 
Büromaschinen, ADV um 9,2% zu, im Kohlen­
bergbau um 1,1 % ab. Siehe DIW, a.a.O.

WIRTSCHAFTSDIENST 1991/1 13



ZEITGESPRÄCH

mehr jemand bereit wäre, diesen Be­
ruf auszuüben. Wenn auch bei den 
höheren Preisen -  die hier bei einer 
über den Produktivitätsfortschritt 
deutlich hinausgehenden Lohnerhö­
hung zu erwarten wären -  diese 
Dienstleistung nachgefragt wird, ist 
aber nicht einzusehen, weshalb sie 
durch eine rigide Lohnregel gleich­
sam verhindert werden sollte.

Eine streng durchgehaltene 
Orientierung der Lohnerhöhung am 
branchenmäßigen Produktivitätsan­
stieg muß deshalb als ökonomisch 
unzweckmäßig verworfen werden. 
Was allenfalls in Frage kommt, ist ein 
nach Branchen etwas differenzierter 
Anstieg. Dabei scheint es aber sinn­
voller, die Differenzierung an den un­
terschiedlichen Rentabilitäten als an 
den unterschiedlichen Produktivi­
tätssteigerungen zu orientieren. Bei­
des muß keineswegs übereinstim­
men.

Skeptische Beurteilung

Was zu untersuchen bleibt, ist die 
Orientierung am durchschnittlichen 
Produktivitätsanstieg. Vielfach wird 
ja erwartet, daß es in den neuen Bun­
desländern nach einer Übergangs­
phase zu einem höheren Anstieg der 
Arbeitsproduktivität kommen wird 
als in den „alten“ . Der (höhere) 
durchschnittliche Anstieg in den 
neuen Bundesländern, so häufig vor­
gebrachtes Argument, erlaubt dann 
einen Lohnanstieg, der über den in 
den „alten“ hinausgehen kann und 
der damit zu einer graduellen Anglei­
chung der Niveaus führt.

Setzt man die Durchsetzbarkeit 
der Regel einmal voraus, muß ihre 
ökonomische Rationalität doch eher 
skeptisch beurteilt werden. Wenn sie 
als Regel für die Erhöhung der Nomi­
nallohnsätze gedacht ist, müßte sie 
angesichts der in Ost und West zu er­
wartenden Preisniveauerhöhungen 
dazu führen, daß in beiden Gebieten 
die Lohnquote weiter sinkt, da nur

eine Reallohnerhöhung im Ausmaß 
der Produktivitätssteigerung Lohn­
quotenkonstanz bewirkt. Angesichts 
der gegenwärtig noch sehr niedrigen 
Mieten, Verkehrstarife und anderen 
die Lebenshaltungskosten bestim­
menden Preise in den neuen Bun­
desländern und der hierzu erwarten­
den Angleichungen an das Niveau 
der alten Bundesrepublik ist zudem 
ein stärkerer Anstieg der Lebenshal­
tungskosten in der ehemaligen DDR 
wahrscheinlich. Die „Regel“ würde in 
diesem Fall noch nicht einmal sicher­
stellen, daß dort wirklich ein stärke­
rer Reallohnanstieg zustande 
kommt.

Auch der stärkere Produktivitäts­
anstieg in den neuen Bundesländern 
muß bisher eher als spekulativ ein­
geschätzt werden. Dagegen spricht 
z.B. die vielfach gleichzeitig geäu­
ßerte Erwartung, daß die neuen Ar­
beitsplätze vor allem in den Dienst­
leistungsbereichen entstehen wer­
den, deren Produktivitätsniveau und 
-entwicklung eher unterdurchschnitt­
lich ist. Es scheint insofern keines­
wegs vollkommen ausgeschlossen, 
daß die propagierte geographisch 
differenzierte Produktivitätsregel, 
statt die Lohndifferenz zu reduzie­
ren, diese sogar noch erhöhen 
könnte.

Folgerungen

Weder die Empfehlung, daß das 
Lohnniveau in den neuen Bundes­
ländern im Ausmaß der prozentu­
alen Produktivitätsdifferenz hinter 
dem in den alten Bundesländern Z u ­

rückbleiben sollte noch das Plädoyer 
für die eine oder andere Variante ei­
ner an der Produktivitätssteigerung 
orientierten Lohnpolitik erweist sich 
somit als sonderlich überzeugend. 
Gegen schematische Vorschläge 
dieser Art spricht bereits, daß sie kei­
nerlei Hilfestellung bezüglich der 
Frage nach der erforderlichen Lohn­
differenzierung liefern. Aber auch im 
Hinblick auf das „angemessene“

Lohnniveau oder auf die „angemes­
sene“ Lohnsteigerung sind die Emp­
fehlungen wenig hilfreich. Die Tarif­
politik wäre schlecht beraten, wenn 
sie sich solche Regeln zueigen ma­
chen würde.

Entschieden werden muß viel­
mehr jeweils unter Berücksichtigung 
der Bedingungen in einzelnen Bran­
chen (tatsächlich sogar in einzelnen 
Betrieben), ob und in welchem Um­
fang das Lohnniveau sich als ent­
scheidend für den Fortbestand der 
Betriebe erweist. Ein niedriges Lohn­
niveau und mäßige Lohnsteigerun­
gen sind kein generell wirksames 
Konzept zum Erhalt der Arbeits­
plätze und können auch nicht als Pa­
tentrezept für einen hohen Beschäfti­
gungsstand empfohlen werden. Wo 
etwa eindeutige Qualitätsdefizite be­
stehen, können auch Lohnkosten­
vorteile eine mangelnde internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit nicht 
kompensieren.

Umgekehrt wird man freilich nicht 
sagen können, daß dem Lohnniveau 
keinerlei Bedeutung zukommt. Ein 
allzu schneller Abbau dieser Diffe­
renz würde bedeuten, daß den zahl­
reichen investitionshemmenden 
Faktoren, die immer noch existieren, 
kein umgekehrt wirkender Investiti­
onsanreiz gegenüberstünde. Eine 
wesentliche Aufgabe der Wirt­
schaftspolitik wird allerdings darin 
gestehen, daß ein solcher vom Lohn­
niveau ausgehender Investitionsan­
reiz durch andere ergänzt und mög­
lichst rasch durch diese ganz abge­
löst wird -  sonst bestünde tatsäch­
lich die Gefahr, daß die neuen Bun­
desländer zur verlängerten Werk­
bank der alten werden. Eine wesent­
liche Voraussetzung, daß diese an­
deren Investitionsanreize wirksam 
werden, ist vor allem ein rasch grei­
fendes Programm zur Verbesserung 
der Infrastruktur, das eine ausrei­
chende finanzielle Ausstattung der 
Kommunen erfordert.
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